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»Ein anderes Meer ist möglich
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Gegen eine maritime Politik des Wachstums und technologischen Fortschrittsoptimismus

Ein anderes Meer ist möglich. Basta.
VON BURKHARD |LSCHNER

„Stop seabed mining (Stoppt den Tiefseeberg-

bau).“— Maureen Penjueli vom „Paciýc Network

on Globalisation“ appellierte ebenso nachdrück-

lich wie engagiert an die zivilgesellschaftliche

Meereskonferenz, die Mitte Mai unter dem

anspruchsvollen Titel „Ein anderes Meer ist

möglich!“ in Bremen getagt hat. Mit kleinem

Erfolg: Die Schlussresolution (1) fordert ohne

Wenn und Aber ein „Moratorium für den Abbau

von Erzen aus der Tiefsee‘.

Klein, aber oho: Die „Molle“ aus Bremen schipperte

Während des Volksfestes zum EMD die Weser auf

und ab und demonstrierte backbordseitig für „ Tiefsee

ohne Bergbau“, kritisierte aber auch (steuerbordseitig,

nicht im Bild) „EU—Grenzschutz tötet“.

FOTOS (3): BURKHARD |LSCHNER

Der von dem Bremer Projekt „fair oceans“ und
dem Evangelischen Entwicklungsdienst „Brot
für die Welt“ ausgerichtete Kongress hatte
im Wesentlichen drei Funktionen: Er sollte
aus dem breiten Spektrum des ihn tragenden
Bündnisses Wissen, Impulse und Forderun-
gen zusammentragen, um eine Basis für eine
andere Meerespolitik zu schaffen. Er sollte
die Eckpunkte dieser andere Meerespolitik
in eine Erklärung gießen und sie dem „Euro-
pean Maritime Day“ (EMD), dem unmittelbar
anschließend geplanten amtlichen Kongress der
Europäischen Union (2), entgegenhalten. Und
er sollte versuchen, durch diese gemeinsame
Arbeit den Grundstein zu legen für ein mög-
lichst dauerhaftes zivilgesellschaftliches Bünd-
nis, das die erarbeitete Erklärung auch künftig
in allen erreichbaren öffentlichen wie amtlichen
Strukturen zur Handlungsanleitung macht—für
eine neue solidarische Meerespolitik jenseits
des längst pervertierten herrschenden Ver-
ständnisses von „Nachhaltigkeit“. — Die Bilanz
der zweitägigen Konferenz: Punkt1 und 2 konn-
ten erfolgreich erledigt werden und für Punkt 3
gilt, dass auf dem besagten Grundstein mit ein
bisschen Optimismus und viel Entschlossenheit
ein agiles Netzwerk aufgebaut werden kann.

„Ein anderes Meer ist möglich!“ — Dieser
Satz war nicht nur Anspruch, sondern auch Auf-
gabe. EU-Kommission und das als Mitveran-
stalter agierende Bundesverkehrsministerium
hatten dem diesjährigen EMD — einer seit 2008

an jährlich wechselnden Orten stattýnden-
den Veranstaltung— aktuell das Motto „Inno-
vation driving Blue Growth“ verpasst. Diese
Parole als Kotau vor der industriellen Meeres-
ausbeutung und der (selbstverständlich „nach-
haltigen“) Nutzung der Meeresressourcen zu
interpretieren und zu brandmarken, das war die
geringere Aufgabe. Aus dem breiten Bündnis
heraus — Umwelt- und Naturschutz, Entwick-
lungs- und Flüchtlingshilfe, gewerkschaftliche
und kirchliche Gliederungen — dieser einsei-
tigen Ausrichtung europäischer Meerespolitik
auf Wirtschaftswachstum und technologischen
Fortschrittsoptimismus eine ebenso vielfältige
wie eindeutige Position entgegenzustellen, das
war weitaus schwieriger.

LE l l lCh  geht es um eine Richtungsent-
scheidung und die Diskussionen in den vielen
thematischen Arbeitsgruppen der „fair-oceans“-
Konferenz haben das vor diesem Hintergrund
gewählte Ziel bestätigt: Der immer stärkere Zu-
griffauf lebende, mineralische und energeti-
sche Ressourcen der Meere gefährdet nicht nur
den Erhalt der marinen Ökosysteme, sondern
befördert auch die akut ungerechte und un-
gleiche Entwicklung. Der globale Wettlauf um
die Schätze der Meere — und das schließt die
nicht an speziýsche Ressourcen gebundenen,
nicht-materiellen Nutzungs-Möglichkeiten ein
— muss gestoppt, mindestens aber entschleu-
nigt werden. Und diese Auseinandersetzung ge-

hört zwingend in den Mittelpunkt
öffentlichen Interesses. Anderen-
falls wächst die Gefahr, dass auf,
an und in der See dieselben Fehler
wiederholt werden, die an Land zu
Umwelt-, Klima- und Entwicklungs-
krisen geführt haben und diese
weiter verursachen.

Apropos öffentliches Interesse:
Es war und ist bezeichnend für die
sich selbst im Mainstream ersti-
ckenden Massenmedien, dass die
zweitägige zivilgesellschaftliche
Konferenz in Zeitungen, Funk und
Fernsehen so gut wie überhaupt
nicht zur Kenntnis genommen wor-
den ist. Selbst jene Blätter und
Sender, die — spärlich genug — sich
den EMD zum Thema erkoren hat-
ten, ignorierten nahezu komplett,
dass da zuvor ein Bündnis, das in
seiner Vielfalt und Breite wesent-
liche Teile dieser Gesellschaft
repräsentiert, fundierte Positionen
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erarbeitet und dem EMD —vertreten durch EU-
Kommissarin Maria Damanaki — überreicht hat.

ES ist an dieser Stelle nicht möglich, die „fair-
oceans“-Konferenz umfassend zu beschrei-
ben, geschweige denn zu dokumentieren (3).
Um den Rahmen dieses Heftes nicht zu spren-
gen, wird hier ein Schwerpunkt präsentiert, der
auf Details zu Themen, die schon bisher zum
Spektrum dieser Zeitschrift gehörten, weitge-
hend verzichtet. Schutz mariner Artenvielfalt,
Vermüllung der Meere, Meeresschutzgebiete,
Fischereipolitik, Meeressäugerschutz, Offshore-
Windkraft, Klimawandel— all das und mehr ist
erörtert worden und hat Eingang gefunden in
die Schlusserklärung (1), wird hier aber ausge-
klammert. Statt dessen ýnden sich in diesem
Schwerpunkt neben der dokumentierten Re-
solution zunächst einige Aspekte zum Thema
Tiefsee-Bergbau: Dazu zählen die Vorstellung
einer beeindruckenden Video-Präsentation und
ein Interview mit den paziýschen Aktivistinnen
Maureen Penjueli (Fidschi) und Rosa Koian (Pa-
pua-Neuguinea), die in Bremen zu Gast waren.
Es folgen ein Kommentar über die sehr lapida-
re Antwort der Bundesregierung auf eine Par-
lamentarische Anfrage sowie ein Beitrag zum
verspäteten Inkrafttreten der globalen „Mariti-
me Labour Convention“ (MLC) in Deutschland,
weil die Bundesregierung auch hier lange ge-
zaudert hatte. — Folgerichtig beschränkt sich
dieser Beitrag denn auch auf einige wenige, bei-
spielhaft gewählte Themenschwerpunkte, die
aber neben den (siehe oben) ausgeklammerten
Meeresnaturschutzaspekten gleichermaßen un-
verzichtbar sind, wenn es darum geht, den EU-
Zielen des „Blauen Wachstums“ klar deýnierte
Grenzen zu setzen.

Erstes Beispiel: Die „Internationale Trans-
portarbeiter-Föderation“ (ITF) hatte einige
ihrer deutschen Aktiven nach Bremen ent-
sandt, um eindringlich über die Lebens- und
Arbeitsbedingungen der rund 1,2 Millionen See-
leute zu berichten — und um so auch zu erläu-
tern, warum gewerkschaftliches Engagement
für Bordbeschäftigte nicht allein mit tariþicher
Bezahlung oder Arbeitssicherheit, sondern auch
mit humanitärem Engagement und Meeresum-
weltschutz zu tun hat: Denn ohne qualiýzierte
und angemessen bezahlte Seeleute gerät jeder
Schiffsbetrieb zu einem nicht nur sozialen, son-
dern auch ökologischen Abenteuer.

Mit plastischen Beispielen belegten Torben
Seebold, als Fachbereichsleiter „Schifffahrt“ bei
der Dienstleistungsgewerkschaft ver.di deut-
scher ITF-Repräsentant, und der Hamburger
ITF-Inspektor Ulf Christiansen, wie Reeder zur
„Räson“ gebracht werden, die sich den Grund-
prinzipien menschenwürdigerArbeitan Bord
verschließen. Die ITF-Inspektoren haben in den
Häfen meist national verankerte Rechte, auch

»Ein anderes Meer ist möglich

nicht-tariýerte Schiffe unter die Lupe zu neh-
men und dafür auch an Bord gehen zu können.
Wird dies verweigert, liegt der Verdacht nahe,
dass irgend etwas vertuscht werden soll— ein
Tipp an Hafenbehörden wirkt dann oft Wunder.

Einem widerspenstigen Reeder einen Tarif-
vertrag abzuringen, ist nicht immer einfach —
wesentliche Voraussetzung dafür ist eine enge
Kooperation (innerhalb der ITF) mit den orga-
nisierten Hafenarbeitern: Wenn ein Reeder
befürchten — oder erleben — muss, dass sein
Schiff im einen wie im anderen Hafen schlep-
pend oder gar nicht abgefertigt wird, ist er meist
schnell verhandlungsbereit. Diese Solidarität
ist eine globale, denn es gibt so gut wie keinen
Hafenstandort irgendwo auf der Welt, in den
der Arm der ITF nicht reicht. Hiesiges Beispiel:
Obwohl von den rund 3500 Schiffen deutscher
Reeder nur 2-300 auch unter deutscher Flagge
laufen, konnte die ITF doch bislang knapp
2800 tariýeren.

Gleichwohl mahnten Seebold und Christian-
sen den Kongress eindringlich — und erfolgreich
—, die seit ]ahrzehnten laufende Kampagne der
ITF gegen die so genannten Billigþaggen zu

]ürgen Maier, Geschäftsführer des Forums Umwelt

und Entwicklung ( F UE) in Berlin, moderierte die

Diskussion um die abschließende Erklärung.
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unterstützen. Immer in der ersten September-
woche ýnden an Nord- und Ostseeküste Akti-
onstage der ITF in den Häfen statt— und können
solidarisch begleitet werden. Insbesondere die
„Maritime Labour Convention“ (MLC) garantiert
den Seeleuten nicht nur elementare Rechte im
positiven Sinne, sondern birgt auch Risiken: Sie
ist ein globaler Kompromiss und sichert daher
Mindeststandards; prompt versuchen manche
Reeder, die errungenen Tarifverträge auf dieses
Mindestniveau zu drücken. „Es wird“, bemerkte
eine Teilnehmerin in der Diskussion mahnend,
„viel über ‚fairen Handel‘ geredet, über ange-
messene Bezahlung für Landarbeiter wie Nähe-
rinnen — aber ohne ‚fair transport‘ kann es nicht
gelingen, die ausbeuterischen globalen Produk-
tions- und Konsumketten zu zerbrechen.“

ZWEIIZES Beispiel: Patrizia Heidegger vom
Brüsseler Büro der „shipbreaking platform“ in-
formierte über das Milliardengeschäft mit eben-
so unsozialen wie unökologischen Praktiken der
Schiffsentsorgung. Bilder aus Pakistan, Indien
oder Bangladesh von auf Stränden zerlegten
Schiffen sind bekannt— die Umstände und Fol-
gen dieser Entsorgung oftmals weniger. Es gibt
übrigens, dies vorab, einen unmittelbaren Zu-
sammenhang zwischen der Arbeit dieser globa-
len NGO und der Billigþaggen-Kampagne der
ITF (4): Der Flaggenstaat regelt auch die Rech-
te und Pþichten des Reeders beim Abwracken
des jeweiligen Schiffes — es ist somit deutschen
Reedern möglich, einen ausgedienten Billig-
þaggen-Frachter auf krude Art zu entsorgen;
eine Abschaffung von Billigþaggen hingegen
würde den Reeder der Aufsicht seines Heimat-
staates unterwerfen.

Heidegger stellte vor allem klar, dass im
Zusammenspiel von Schifffahrtskrise, Flot-
tenüberkapazität, Umweltschutzvorgaben und
fortschreitender technischer Entwicklung im
Schiffbau das global organisierte Geschäft mit
dem Abwracken eine extrem lukrative Angele-
genheit ist. „Wir reden bei solchen Abwrack-
schiffen nicht von ,Schrott‘, sondern nur vom
unwirtschaftlich gewordenen Betrieb — ein
mittleres Containerschiff bringt dem Eigner
durch ,Verschrottung‘ immer noch rund 15 Mil-
lionen US-Dollar.“ Warum das so ist, zeig-
ten etliche Photos, Präsentationen sowie ein
Ausschnitt aus dem beachtlichen Fernsehýlm
„Eisenfresser“: Massenhaft werden alte Schiffe
mit Wucht auf die Strände gefahren, massen-
haft werden Einheimische jeden Geschlechts
und Alters — auch Kinder— an die Strände und
auf die Wracks getrieben. Und dann beginnt
die Zerlegung moderner Industrieprodukte —
von Hand und mit einfachsten Mitteln, ohne
Schutzkleidung, ohne Sicherungsmaßnah-
men, ohne Rücksicht auf Asbest, Schwerme-
talle, andere toxische, brennbare oder explosive
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Bestandteile; und
selbstverständlich
ohne humanitäre oder
soziale Fürsorge —
sonst wär‘s ja mög-
licherweise kein so
tolles Geschäft mehr.

Aber die gute Nach-
richt ist diese: Das
weltweite Netzwerk,
das die „shipbrea-
king platform“ auf-
baut, festigt sich. Zu
den Maschen dieses
Netzes gehören zum
einen legale Kno-
ten, die das kontrol-
lierte, das sozial und
ökologisch gesicherte
Abwrackens einbin-
den in die Regelwerke
etwa der IMO oder des
Basler Abkommens.
Zum anderen sind da
die „aktiven“ Knoten
— Menschen in aller
Welt, die das Anlie-
gen billigen und dabei
helfen, potenzielle
Abwrack-Kandidaten
in der Schifffahrt erst
zu erkennen und dann
beobachtend ihren Kurs, ihren Verbleib zu ver-
folgen. Eben dafür braucht die Plattform jede
Unterstützung (5).

Solidarität im globalen Maßstab — eigent-
lich hätte auch das ein passendes Motto für den
hier beschriebenen Kongress insgesamt sein
können. Das ihn tragende breite Bündnis mag
als ein kleines Indiz dafür angesehen werden.
Andere, schwerer wiegende ergeben sich aus
seinen vielfältigen Themen: Weder Schutz von
Ökosystemen oder lebenden Ressourcen noch
humanitäre und soziale Rechte — egal, ob für
Seeleute, Küstenbewohner in Zeiten des Klima-
wandels, Schiffsrecycler, Fischer oder Flücht-
linge — sind denkbar ohne Solidarität.

Wenn, wie die beiden Gäste aus der Paziýk-
Region es beschrieben, internationale Konzerne
versuchen, sich den Zugriff auf Tiefseeressour-
cen zu sichern, indem sie Regierungen und
Verwaltungen korrumpieren, erpressen oder
austricksen, wenn die Inselvölker derart des
Selbstbestimmungsrechts über ihre Angele-
genheiten und Ressourcen beraubt werden,
hat das eben nicht nur mit dem Paziýk zu tun.
Denn diese Konzerne haben ihren Sitz und
meist auch ihr Vermögen in Europa und ande-
ren Industriestaaten. Ihre Banken, Versicherer,
Zulieferer, Auftragsforscher — und politischen
Wasserträger sind diejenigen von hier: Sie sind

»Ein anderes Meer ist möglich!!

die Akteure, wenn es hierzulande um nationale
oder europäische Wirtschafts- oder speziell
Meerespolitik geht — von der Schifffahrt (siehe
oben) bis zur Nutzung hiesiger mariner Res-
sourcen. Sie sind die Verantwortlichen dafür,
dass — wie Migrationsforscher von „medico
international“ engagiert beschreiben — im Mit-
telmeerraum die Festung Europa ausgebaut
wird; und dafür, dass die zu diesen Zwecken
entwickelte Technik (2) ebenso wie hiesige Waf-
fensysteme in andere Teile der Welt verhökert
wird, um dort gleichermaßen kontrollierbare
Strukturen auf- oder auszubauen.

W o b e i  nichtaußer Acht gelassen werden
sollte, dass diese Entwicklung nicht nur eine
wirtschaftliche, sondern tendenziell auch eine
rassistische Komponente in sich trägt: Helmut
Dietrich von der Forschungsgesellschaft Flucht
& Migration rechnete als Referent für „medi-
co“ vor, dass gerade die Fluchtbewegung aus
Afrika im Vergleich zu allen anderen nach Eu-
ropa gerichteten Migrationen die mit Abstand
schwächste ist: „Trotzdem erfährt sie die stärks-
te Aufrüstung — und Dämonisierung. Warum?“

Ein anderes Meer ist möglich? — Eine andere
Meerespolitik, eine, die auf Solidarität auf-
bauen kann, ist dafür unabdingbare Vorausset-
zung. Aber daneben gibt es noch einen zweiten
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Die Macher und Macherinnen der Konferenz und einige ihrer Gäste ( v. l. n. r.): Antje Willnow (fair oceans), Francisco Mari ( Brot für die

Welt) ,  Kai Kaschinski (fair oceans), Sarah Zierul ( Film— und Buchautorin ) ,  Rosa Koian und Maureen Penjueli (Paciýc Network on Globali—

sation), Lisa Rave ( Videokünstlerin) ,  Anna—Katharina Wöbse (fair oceans).

elementaren Grenzpfeiler, den die Zivilgesell-
schaft dem Ziel des „Blauen Wachstums“ ent-
gegen setzen muss: die Wiederbelebung und
uneingeschränkte Durchsetzung des Vorsor-
geprinzips. Eindringlich beschrieben Maureen
Penjueli und Rosa Koian ihre eigene, von der
Kultur des Paziýk geprägte Sichtweise, als Men-
schen der See auch Wächter der See zu sein:
„Unsere Heimat liegt zwischen dem Himmel
und dem Meer— und alles dazwischen unter-
liegt unserer Fürsorge.“4

ANMERKUNGEN:
1. Der Wortlaut der Erklärung ist auf den beiden

folgenden Seiten (10-11) ebenso dokumentiert wie die

Auþistung des tragenden Bündnisses.

2. Eine Zusammenfassung über den „European Mari-

time Day“ (EMD) steht auf den Seiten 20-21 dieser

Ausgabe.

3. siehe auch www.fair-oceans.info sowie die Webseite

der WATERKANT

4. www.itfglobaLorg/þags-convenience/sub-page.cfm

5. www.shipbreakingplatform.org;www.offthebeach.org
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Ein anderes Meer ist möglich!

Erklärung der Teilnehmerinnen und Teilnehmer
der Zivilgesellschaftlichen Konferenz zum Europäischen Tag des Meeres 2014

Bremen, 17. Mai 2014

Für eine gerechte und umweltschonende Meerespolitik sind
die folgenden Forderungen vordringlich:

Ende der Überýschung
Trotz immer zerstörerischerer Fangtechniken sinkt die

Menge des global gefangenen Fischs, weil die Bestände unter
der Überýschung zusammenbrechen. Der Preis dafür ist der
Verlust an Stabilität der marinen Ökosysteme, an handwerk-
licher Fischerei und Ernährungssicherheit in den Ländern des
Südens.

Wir wollen eine umfassende Reform der Fischerei hin zur
Nachhaltigkeit. Wirfordern Fangquoten nach dem Prinzip
des „maximum sustainable yield“ (MSY) auf der Basis des
Vorsorgeprinzips und ökosystemarer Ansätze. Fangmengen
dürfen allein nach Wissenschaftlichen Kriterien festgelegt
werden. Ebenso wichtig ist der Abbau schädlicher Subventi-
onen bis 2020, die umweltschädliche Fischereitechnologien
und Fischereimethoden fördern.

Unter anderem gilt es ein Verbot für Tiefsee- und Boden-
schleppnetze umzusetzen und in diesem Kontext die ent-
sprechenden UNGA-Resolutionen, welche unter anderem
Bodenschleppnetze auf Seebergen verbieten, zu unterstüt-
zen. 2030 muss in einem zweiten Schritt eine Bewirtschaf-
tung der Bestände
von 20 Prozent
unter dem MSY eta-
bliert werden, um
damit die illegale
Fischerei mit in die
Berechnungen ein-
zubeziehen, den
Schutz der mari-
nen Biodiversität
zu berücksichtigen
sowie natürlichen
Bestandsschwan-
kungen besser
Rechnung zu tragen.

Anstelle des domi-
nierenden Zugriffs
der Industrieländer
und der industriel-
len Fangþotten auf
die weltweiten Fischbestände fordern wir parallel zum Abbau
in den Industrieländern die Entwicklung eigenständiger
Fischerei-Kapazitäten im globalen Süden bis 2020 zur Sicher-

mllung des Rechts auf Nahrung und ein Umschwenken auf

Ein anderes Meer istmiiglich!
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Ihilgþeþschaþlich: þunk-ran: :um Europäischen Tag den lulu-res.

die Bevorzugung der handwerklichen Fischerei bei struktu-
rellen Entscheidungen. Die Vergabe von Fischereilizenzen an
Fangþotten in den AWZ von Ländern, in denen die Ernäh-
rungssicherheit gefährdet ist, darf nur nach einer unabhängi-
gen, wissenschaftlichen Bestimmung eines entsprechenden
Überschusses und transparenten sowie partizipativer Mecha-
nismen erfolgen. Dazu sind entsprechend des Seerechtsüber-
einkommens bis 2020 þächendeckend „Regional Fisheries
Management Organisations“ (RFMOs) aufzubauen, die alle
Fischfangnationen einbinden. In diesem Kontext muss auch
die Bekämpfung der illegalen Fischerei konsequent umge-
setzt werden.

Meeresschutz ausbauen
Wir wollen die Ausweitung der Meeresschutzgebiete im

offenen Meer und an der Küste. Die Forderung der „Biodi-
versitäts-Konvention“ (CBD) im Strategischen Plan nach zehn
Prozent Meeresschutzgebieten im offenen Meer und an der
Küste bis 2020 ist als Meilenstein einer neuen Zukunftsa-
genda zu setzen. Bis 2030 soll sich die Fläche der Meeres-
schutzgebiete auf 20 Prozent vergrößert haben.

Meeresschutzgebiete müssen unter Berücksichtigung von
Transparenz und naturschutzfachlichen Grundlagen fest-
gelegt werden. Die Schutzgebiete müssen auf einem aus-
reichend ýnanzierten Management beruhen, das auf einer
partizipatorischen und gerechten Grundlage fußt, die Rechte
der lokalen Bevölkerung berücksichtigt sowie Betroffene in

die Umsetzung der
gebietsspeziýschen
Schutzziele und
-regeln einbezieht.
Schutzgebiete sollen
ausreichend große
ungenutzte Flächen
(Nullnutzungszo-
nen) enthalten. Für
die europäischen
Gewässer bedeu-
tet dies mindestens
50 Prozent.

Ebenfalls berück-
sichtigt werden
muss ein vollständi-
ger Ausschluss von
Fischereitechniken
aus Schutzgebie-
ten, die zum Beifang

von Meeressäugern und anderen Nichtzielarten führen und
Lebensräume zerstören — allen voran Grundschleppnetzý-
scherei und Stellnetze. Die Reduzierung von Beifang muss
in der Fischerei eines der obersten Ziele sein, entsprecherM
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kefördert und durch selektive Fangtechniken umgesetzt und
dies auch kontrolliert werden.

Der Prozess um ein „Implementing Agreement on Marine
Biodiversity of the High Seas“ im Rahmen des UN-See-
rechtsübereinkommens (UNCLOS) muss zu einem erfolgrei-
chen Abschluss gebracht werden. Meeresschutz muss auch
auf dem Meeresboden etabliert werden. Auf der Hohen See
und dem Meeresboden soll ein umfassendes Netzwerk von
Schutzgebieten errichtet werden.

Eigenständig sichergestellt werden müssen im Rahmen des
Meeresschutzes der Artenschutz und der Erhalt der Biodiver-
sität. Wesentliche Schritte hierzu sind das Verbot des Fangs
und der Tötung von Walen und Delýnen, ein Verbot des Fin-
nings von Haien, eine Eindämmung des illegalen Handels mit
Meerestieren und des Beifangs von Seevögeln und anderen
Meeresbewohnern.

Damit der Meeresumweltschutz eine Chance hat, muss
die Versauerung und Erwärmung der Meere durch den Kli-
mawandel eingedämmt werden. Eine konsequente Umset-
zung der Vereinbarungen zum Klimaschutz ist hierfür die
Voraussetzung.

Über die Meeresschutzgebiete hinaus ist für alle Meere das
Ziel eines Guten Umweltzustandes im Sinne der EU-Meeres-
strategie-Rahmenrichtlinie zu verfolgen.

Schluss mit der Vermüllung
Die Mülleinträge ins Meer sollen bis 2020 um mindestens

50 Prozent reduziert werden, in Anlehnung an den zu errei-
chenden Guten Umweltzustand nach der EU-Meeresstrate-
gie-Rahmenrichtlinie. Bis spätestens 2035 muss das Problem
der „Müllkippe Meer“ endgültig gelöst sein, das heißt, der
Eintrag muss auf Null reduziert werden. Um den Eintrag
von Land zu verringern, müssen effektive Maßnahmen im
Bereich der Ressourcenefýzienz, des Produktdesigns und der
Abfall- und Recyclingwirtschaft in enger Zusammenarbeit
mit dem Umweltprogramm der Vereinten Nationen entwi-
ckelt und mit den regionalen Meeresschutzübereinkommen
vorangetrieben werden. Die 2011 verabschiedete „Honolulu-
Strategie“, die „Message from Berlin“ (2013) und die auf der
Rio+20-Konferenz begründete „UN-Partnership on Marine
Litter“ sollen vorangetrieben werden.

Tiefsee unangetastet lassen
Wir fordern ein internationales Moratorium für den Abbau

von Erzen aus der Tiefsee.
Wir fordern die Durchsetzung eines internationalen Ver-

bots zur Förderung von Öl und Gas aus der Tiefsee und der
Arktis bis 2020. Die Ölförderung in der Tiefsee (ab 200 Meter)
und in der Arktis ist besonders riskant, wie sich beim Unter-
gang der „Deepwater Horizon“ bereits gezeigt hat. Unter der
Berücksichtigung von ökologischen, sozialen und ökonomi-
schen Kriterien müssen stattdessen alternative Rohstoffstra-
tegien entwickelt werden, die vorrangig auf eine Einsparung
und ein effektives Recycling setzen.

Verstärkt gefördert werden muss die wissenschaftliche
Grundlagenforschung zur Ökologie der Tiefsee. Von vornher-
ein muss der Abbau von Methan aus der Tiefsee aufgrund der
xtrem klimatreibenden Auswirkungen des Gases verboten

»Ein anderes Meer ist möglich!!
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werden, ebenso die Einlagerung von C02 in der Tiefsee, a u f - ‘
grund des großen Gefahrenpotentials dieser Technologien.

Menschen- und Arbeitsrechte auf See durchsetzen
Die Rettung von Menschen aus Seenot, eines der ältes-

ten Gesetze auf See, muss verbindlich durchgesetzt wer-
den. Obwohl sie im Seerechtsübereinkommen der UN,
in der „International Convention for the Safety of Life at
Sea“ (SOLAS) und der „International Convention on Maritime
Search and Rescue“ der „International Maritime Organiza-
tion“ (IMO) verankert ist, wird sie immer öfter missachtet, vor
allem wenn es um die Seenotrettung von Flüchtlingen geht.

Billigþaggen müssen abgeschafft werden. Die Ausþaggung
von Schiffen dient allzu oft der Aushebelung von Arbeits-‚
Umwelt- und Menschenrechten auf See. Entsprechend der
International-Transport-Workers’-Federation-Initiative von
1948 muss bis 2020 ein internationales Vertragswerk ratiý-
ziert werden, das die Flagge an die Nationalität beziehungs-
weise den Wohnsitz der Eigentümer bindet und dadurch eine
bessere Kontrolle der Abläufe und Verantwortlichkeiten an
Bord erlaubt.

Generell gilt es die Einhaltung von Menschen-, Arbeits-
und Sozialrechten auf See, einschließlich Offshore-Anlagen
und Häfen, auf Werften und bei derAbwrackung von Schif-
fen konsequent zu kontrollieren. So ist beispielsweise die
Umgehung von Umwelt- und Sozialrechten in der maritimen
Wirtschaft durch die Auslagerung von Schiffsabwrackungen
zu unterbinden. Insbesondere muss Wert darauf gelegt wer-
den, Kontrollen (Hafenstaat) zur Umsetzung und Einhaltung
der „Maritime Labor Convention“ von 2006, die ab dem 20.
August 2014 weltweit gelten wird, durchzuführen.

Die Konferenz wurde veranstaltet von:
Bremer entwicklungspolitisches Netzwerk
Brot für die Welt- Evangelischer Entwicklungsdienst
Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland
Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz
Deepwave e. V.
Deutsche Seemannsmission
IntKom / Fair Oceans
Förderkreis WATERKANT e. V.
Forum Umwelt und Entwicklung
Greenpeace
medico international
Naturschutzbund Deutschland
Robin Wood
Shipbreaking Platform
Slow Food Deutschland
International Transport Workers> Federation /ver.di
Whale and Dolphin Conservation
World Wide Fund For Nature
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